Arbeitsvertrag für geringfügig Beschäftigte

Zwischen 

_________________________________________________________________

_________________________________________________________________

_________________________________________________________________

(Arbeitgeber)

und 

_________________________________________________________________

_________________________________________________________________

_________________________________________________________________

 (Arbeitnehmer)

wird folgender Arbeitsvertrag für geringfügig Beschäftigte geschlossen:

§ 1  Beginn des Arbeitsverhältnisses / Befristung / Probezeit

Das Arbeitsverhältnis beginnt am __________________ .





Zutreffendes bitte ankreuzen!


             Das Arbeitsverhältnis ist auf unbestimmte Zeit geschlossen.
                     Das Arbeitsverhältnis ist befristet bis zum____________________.

Auch während einer Befristung kann das Arbeitsverhältnis ordentlich gekündigt werden. Der Arbeitnehmer versichert, dass eine Vorbeschäftigung beim oben genannten Arbeitgeber und/oder dessen Rechtsvorgänger nicht bestand.
Wird nichts Abweichendes vereinbart, so beträgt die Probezeit 6 Monate. Während dieser Probezeit beträgt die Kündigungsfrist zwei Wochen.
        § 2  Aufgaben

Herr / Frau _______________________ wird als _______________________ im Sinne einer geringfügigen Beschäftigung (Minijob) eingestellt. Der Arbeitgeber ist berechtigt, dem Arbeitnehmer auch eine andere, seinen Fähigkeiten entsprechende Tätigkeit zu übertragen. 
Arbeitsort ist_____________

Die Arbeitsleistung im oben genannten Betrieb ist auf Weisung in einem anderen Betrieb des Arbeitgebers, auch an einem anderen Ort und / oder zu wechselnden Arbeitszeiten, zu erbringen.

§ 3 Vergütung/ Fälligkeit der Vergütung 
Der Stundenlohn beträgt _________________ Euro brutto. Der Lohn ist spätestens bis zum 15. des Folgemonats an den Arbeitnehmer auszuzahlen.
Zutreffendes bitte ankreuzen!
         Die Bezahlung erfolgt in Bar. Der Arbeitnehmer hat den Empfang zu quittieren.

         Die Bezahlung erfolgt durch Überweisung.
          § 4 Arbeitszeit/ Arbeit auf Abruf/Überstunden/Arbeitszeitkonto

a) Der Arbeitnehmer erbringt seine Arbeitsleistung entsprechend dem Arbeitsanfall. Die Arbeitsleistung erfolgt auf Abruf des Arbeitgebers. Der Arbeitnehmer kann seine Arbeitsleistung nur nach Abruf durch den Arbeitgeber erbringen.


b) Die wöchentliche Mindestarbeitszeit beträgt…………….. Stunden. Sie kann entsprechend dem Arbeitsanfall ungleichmäßig auf mehrere Wochen verteilt werden.

c) Auf Abruf ist der Arbeitnehmer verpflichtet, bis zu________ Stunden Arbeit zusätzlich in der Woche zu leisten (maximal 25 % der vertraglich vereinbarten Wochenmindestarbeitszeit). 

Ein mehrmaliger oder regelmäßiger Abruf von zusätzlicher Arbeitsleistung über einen längeren Zeitraum führte nicht zu einem Anspruch auf zusätzliche Arbeit leisten.


d) Der Arbeitgeber teilt dem Arbeitnehmer den Tag die Lage und die Dauer der Arbeitszeit jeweils mindestens vier Tage im Voraus mit. Die Mitteilung kann schriftlich, mündlich, telefonisch oder in anderer geeigneter Weise erfolgen


e) Im Falle eines Abrufs der Arbeitsleistung wird die tägliche Arbeitszeit mindestens 3 Stunden aufeinander betragen.

f) Der Arbeitgeber ist desweiteren befugt, Überstunden innerhalb der gesetzlichen Grenzen anzuordnen. Der Beschäftigte ist zu Spät- und Nachtarbeit, einschließlich Arbeit in Wechselschicht, sowie Sonn- und Feiertagsarbeit und Arbeits- und Rufbereitschaft sowie Bereitschaftsdienst verpflichtet.

g) Der Arbeitgeber ist berechtigt, entstandene Überstunden auf einem Arbeitszeitkonto gutzuschreiben und nach Wahl des Arbeitgebers durch Gewährung von Freizeit oder durch Bezahlung innerhalb von 12 Monaten nach dem Entstehen auszugleichen. Im Falle der Bezahlung ist der reguläre Stundenlohn anzusetzen. 
§ 5 Pausen und Ruhezeiten

Der Arbeitgeber gewährt Pausen im Umfang von___________  Minuten pro Arbeitstag. 
Die konkrete Einteilung obliegt dem Arbeitgeber. Im Übrigen gelten die gesetzlichen Bestimmungen. 
Die Ruhezeiten richten sich nach den gesetzlichen Bestimmungen, derzeit 
§ 5 Arbeitszeitgesetz bei Volljährigen sowie § 8 Jugendarbeitsschutzgesetz bei Jugendlichen.
§ 6 Urlaub / Krankheit/Arbeitsverhinderung
Der Arbeitnehmer hat Anspruch auf Urlaub und Lohnfortzahlung im Krankheitsfall nach den gesetzlichen Bestimmungen.

Ist der Arbeitnehmer durch einen in seiner Person liegenden Grund ohne sein Verschulden an der Arbeitsleistung verhindert, besteht kein Vergütungsanspruch, es sei denn, dieser ergibt sich aus gesetzlichen Bestimmungen. § 616 BGB wird ausdrücklich ausgeschlossen. Es besteht auch kein Anspruch auf bezahlte Freistellung für die Betreuung oder Pflege eines erkrankten Kindes. Soweit der Arbeitnehmer gesetzlich krankenversichert ist, wird er ausdrücklich auf § 45 SGB V und die Möglichkeit des Krankengeldbezuges von seiner Krankenversicherung hingewiesen.
§ 7 Andere Beschäftigungen

Der Arbeitnehmer erklärt, dass er zurzeit kein weiteres geringfügiges Beschäftigungsverhältnis hat. *  /

Der Arbeitnehmer hat den Arbeitgeber darüber informiert, dass er folgende andere Beschäftigungsverhältnisse (Haupt- und Nebenbeschäftigungen) ausübt:

1.
Arbeitgeber: ___________________________________________________


Umfang: ______________________________________________________


Beginn: _______________________________________________________


Befristet: Nein / Ja, bis* ___________________________________________
2.
Arbeitgeber: ___________________________________________________


Umfang: ______________________________________________________


Beginn: _______________________________________________________


Befristet: Nein / Ja, bis* ___________________________________________

3.
Arbeitgeber: ___________________________________________________


Umfang: ______________________________________________________


Beginn: _______________________________________________________


Befristet: Nein / Ja, bis* ___________________________________________

§ 8 Sozialversicherung/ Befreiung von der Rentenversicherungspflicht
Der Arbeitnehmer erklärt in folgender Krankenkasse________________ pflicht- / freiwillig- / privat- * krankenversichert zu sein. 

Der Arbeitnehmer erklärt, in der Rentenversicherung angemeldet zu sein: 0 Ja / 0  Nein, Befreiung seit ___________
Der Arbeitnehmer hat die Möglichkeit, sich jederzeit durch schriftliche Erklärung gegenüber dem Arbeitgeber von seiner Versicherungspflicht in der gesetzlichen Rentenversicherung befreien zu lassen. Die Befreiung kann nur für die Zukunft und im Falle der Ausübung mehrerer geringfügiger Beschäftigungen nur einheitlich für alle Beschäftigungen erklärt werden.

Wird die Befreiung nicht erklärt, ist der Arbeitnehmer verpflichtet, den gesetzlichen Pauschalbeitrag zur Rentenversicherung von 15 % des Arbeitsentgelts auf den jeweils geltenden Rentenversicherungsbeitrag aufzustocken. Durch diese eigenen Zuzahlungen des Arbeitnehmers werden volle Leistungsansprüche in der Rentenversicherung erworben. Macht der Arbeitnehmer von dieser Möglichkeit Gebrauch, trägt er die Differenz  zum jeweiligen normalen Renten-versicherungsbeitrag selbst, wobei eine Mindestbemessungsgrenze von 175 Euro zu beachten ist.

§ 9  Besteuerung / Pauschalabgabe (Zutreffendes ankreuzen).


Die Lohnsteuer wird in Höhe von zwei Prozent des Arbeitsentgelts vom Arbeitgeber pauschal entrichtet und vom Arbeitsentgelt einbehalten. In dem Pauschalbetrag sind Kirchensteuer und Solidaritätszuschlag enthalten.

Der Arbeitnehmer hat sich für die individuelle Lohnsteuer nach den elektronischen Lohnsteuerabzugsmerkmalen entschieden.

§ 10 Haftungsvereinbarung

Der Arbeitnehmer verpflichtet sich, dem Arbeitgeber Änderungen, die Auswirkungen auf dieses Vertragsverhältnis haben können, d. h. insbesondere Änderungen im Sinne des § 6 dieses Vertrages, umgehend schriftlich mitzuteilen. Sind die Angaben des Arbeitnehmers unrichtig oder unterläßt er es, den Arbeitgeber über Veränderungen zu unterrichten und kommt es infolgedessen zu einer Heranziehung des Arbeitgebers zu Versicherungsbeiträgen und / oder Lohnsteuer, so trägt der Arbeitnehmer die hierdurch entstandenen Aufwendungen bzw. den Schaden des Arbeitgebers.

In diesem Fall ist der Arbeitgeber zur ordentlichen Kündigung des Arbeitsvertrages, bei vorsätzlichem Verstoß gegen die vorgenannten Wahrheits- und Meldepflichten auch zur Anfechtung oder fristlosen Kündigung berechtigt.

§ 11 Verschwiegenheitsklausel/Datenschutz
Der Arbeitnehmer hat alle Unterlagen und Informationen, die er im Laufe seiner Tätigkeit erlangt hat, streng vertraulich zu behandeln, nicht an Dritte weiterzugeben und nicht für eigene Zwecke zu verwenden. Dies gilt in gleicher Weise auch /vor allem bei Beendigung des Vertrages.

Soweit Sie im Rahmen ihrer Tätigkeit mit personenbezogenen Daten in Kontakt kommen, verpflichten wir Sie hiermit zur Beachtung des Datenschutzes, insbesondere zur Wahrung der Vertraulichkeit. Ihre Verpflichtung besteht umfassend. Sie dürfen personenbezogene Daten selbst nicht ohne Befugnis verarbeiten und Sie dürfen anderen Personen diese Daten nicht unbefugt mitteilen oder zugänglich machen. Ihre Verpflichtung besteht ohne zeitliche Begrenzung und auch nach Beendigung Ihrer Tätigkeit fort. Verstöße gegen Datenschutzbestimmungen können nach § 42 DSAnpUG-EU (BDSG-neu) sowie nach anderen Strafvorschriften mit Freiheits- oder Geldstrafe geahndet werden. Datenschutzverstöße können zugleich eine Verletzung arbeits- oder dienstrechtlicher Pflichten bedeuten und entsprechende Konsequenzen haben.

         § 12 Vertragsstrafe


Nimmt der/die Arbeitnehmer/in seine/ihre Tätigkeit nicht oder verspätet auf, löst er/sie das Arbeitsverhältnis ohne Einhaltung der maßgeblichen Kündigungsfrist auf oder verweigert er/sie vorübergehend die Arbeit, so hat der/die Arbeiternehmer/in an den Arbeitgeber eine Vertragsstrafe zu zahlen. Die Vertragsstrafe ist nur verwirkt, wenn der/die Arbeitnehmer/in grob fahrlässig oder vorsätzlich gehandelt hat.


Als Vertragsstrafe wird für den Fall der verspäteten Aufnahme der Arbeit sowie der vorübergehenden Arbeitsverweigerung ein Bruttoentgelt für jeden Tag der Zuwiderhandlung vereinbart, insgesamt jedoch nicht mehr als das in der gesetzlichen Mindestkündigungsfrist ansonsten erhaltene Arbeitsentgelt. Im Übrigen beträgt die Vertragsstrafe ein Bruttomonatsgehalt.


Die Geltendmachung eines weiter gehenden Schadens bleibt vorbehalten.
§ 13 Kündigung

Nach Ablauf der Probezeit beträgt die Kündigungsfrist vier Wochen zum 15. oder zum Ende eines Kalendermonats. Jede gesetzliche Verlängerung der Kündigungsfrist zugunsten des Arbeitnehmers gilt in gleicher Weise auch zugunsten des Arbeitgebers. Die Kündigung bedarf der Schriftform. Vor Antritt des Arbeitsverhältnisses ist die Kündigung ausgeschlossen. Der Arbeitgeber ist berechtigt, den Arbeitnehmer bis zur Beendigung des Arbeitsverhältnisses freizustellen. Die Freistellung erfolgt unter Anrechnung der dem Arbeitnehmer eventuell noch zustehenden Urlaubsansprüche sowie eventueller Guthaben auf dem Arbeitszeitkonto. In der Zeit der Freistellung hat sich der Arbeitnehmer einen durch Verwendung seiner Arbeitskraft erzielten Verdienst auf den Vergütungsanspruch gegenüber dem Arbeitgeber anrechnen zu lassen. Im Falle der Kündigung kann innerhalb von drei Wochen nach Erhalt der Kündigung Klage beim zuständigen Arbeitsgericht eingereicht werden.
§ 14 Arbeitspapiere
Der Arbeitnehmer hat bei Arbeitsantritt alle Arbeitspapiere einschließlich Gesundheitszeugnis, Urlaubsbescheinigungen des Vorbetriebs sowie eine evtl. erforderliche Arbeitserlaubnis beim Arbeitgeber abzugeben. Der Arbeitnehmer wird darauf hingewiesen, dass er bei der Arbeit ständig seinen Sozialversicherungsausweis mit Lichtbild mitzuführen hat. Soweit kein Gesundheitszeugnis vorgelegt wird, verpflichtet sich der Arbeitnehmer vor erstmaliger Arbeitsaufnahme dem Arbeitgeber eine nicht mehr als drei Monate alte Bescheinigung nach § 43 Infektionsschutzgesetz über eine Belehrung durch das Gesundheitsamt oder eines vom Gesundheitsamt beauftragten Arztes nachzuweisen.

Der Arbeitnehmer ist verpflichtet, im Fall des Auftretens der in der Belehrung genannten gesundheitlichen Beschwerden bzw. festgestellten Infektionskrankheiten dies unverzüglich dem Arbeitgeber zu melden. Im Unterlassungsfall macht sich der Arbeitnehmer unter Umständen schadensersatz- und regresspflichtig.
§ 15 Ausschlussfristen

(1) Alle beiderseitigen Ansprüche aus dem und/oder im Zusammenhang mit dem Arbeitsverhältnis müssen innerhalb einer Frist von drei Monaten nach Fälligkeit in Textform gegenüber der anderen Vertragspartei geltend gemacht werden, ansonsten verfallen sie.

(2) Lehnt eine Vertragspartei den Anspruch in Textform ab oder erklärt sie sich nicht innerhalb von zwei Wochen nach der Geltendmachung des Anspruches, so verfällt der Anspruch, wenn er nicht innerhalb einer weiteren Frist von drei Monaten nach der Ablehnung oder nach dem Fristablauf gerichtlich geltend gemacht wird.

(3) Ansprüche,

a) die auf strafbaren Handlungen oder unerlaubten Handlungen bzw.

b) die auf vorsätzlichen oder grob fahrlässigen Pflichtverletzungen des Arbeitgebers oder des   Arbeitnehmers beruhen sowie

c) des Arbeitnehmers auf den Mindestlohn nach dem Mindestlohngesetz,

unterliegen nicht den vorgenannten Ausschlussfristen.

(4) Ansprüche aus dem Arbeitsverhältnis, die sich im Laufe eines Kündigungsschutzprozesses für die Zeit nach der streitigen Beendigung des Arbeitsverhältnisses ergeben, werden erst fällig mit Rechtskraft der Entscheidung, durch die das Weiterbestehen des Arbeitsverhältnisses über den streitigen Endzeitpunkt hinaus festgestellt wird. Sodann beginnen die Ausschlussfristen für diese Ansprüche.
§ 16  Zusätzliche Leistungen

           (Z.B. Steuerfreie Zuschläge für Sonntags-, Feiertags- und Nachtarbeit, Fahrtkostenerstattung)

__________________________________________________________________________

___________________, den _____________________

_____________________________                              _____________________________

          (Arbeitgeber / Stempel)




(Arbeitnehmer)
Information des Arbeitgebers (Belehrung zur Mitführung von Personalausweis, Pass, Passersatz bzw. Ausweisersatz):

Wir weisen Sie im Rahmen unserer gesetzlichen Pflicht aus § 2a Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetz darauf hin, dass Sie bei Ihrer Tätigkeit im Gaststätten- und Beherbergungsgewerbe verpflichtet sind, stets Ihre Ausweispapiere (Personalausweis, Pass, Passersatz bzw. Ausweisersatz) mitzuführen und den Behörden der Zollverwaltung auf Verlangen vorzuzeigen. Wir machen Sie darauf aufmerksam, dass ein Verstoß gegen die Mitführungspflicht eine Ordnungswidrigkeit darstellt, die mit einem Bußgeld von bis zu 5.000 € geahndet werden kann.

Belehrung wurde gelesen und verstanden.

______________________
________________________


Ort, Datum
Arbeitnehmer

Information des Arbeitgebers (Belehrung bei befristeten Verträgen):
Zur Aufrechterhaltung ungekürzter Ansprüche auf Arbeitslosengeld sind Sie verpflichtet,

sich 3 Monate vor Ablauf des Vertragsverhältnisses persönlich beim Arbeitsamt 

arbeitssuchend zu melden. Liegen zwischen der Kenntnis des Beendigungszeitpunktes und der

Beendigung des Arbeitsverhältnisses weniger als 3 Monate, hat die Meldung innerhalb von drei

Tagen nach Kenntnis des Beendigungszeitpunktes zu erfolgen. Weiterhin sind Sie verpflichtet, aktiv nach einer Beschäftigung zu suchen.

Belehrung gelesen und verstanden

______________________
________________________


Ort, Datum
Arbeitnehmer
Verlängerungen des befristeten Vertrages

Vorstehender Vertrag vom_______________ wird wie folgt verlängert:
1. Verlängerung bis zum………….


(Ort) …………., den ………….

______________________




_______________________

(Unterschrift Arbeitgeber)




 (Unterschrift Arbeitnehmer)

2. Verlängerung bis zum………….


(Ort)………., den ………….

______________________




_______________________

(Unterschrift Arbeitgeber)




 (Unterschrift Arbeitnehmer)

3. Verlängerung bis zum………….

(Ort)………, den ………….

______________________




_______________________

(Unterschrift Arbeitgeber)




 (Unterschrift Arbeitnehmer)

Allgemeine Hinweise für Arbeitgeber bei Arbeitsverträgen mit Abrufarbeit

(nicht Bestandteil des Arbeitsvertrages)

Oftmals lässt sich nicht vorhersagen, in welchem zeitlichen Umfang eine Arbeitskraft eingesetzt werden soll. Für diese Situationen werden Arbeitsverträge mit schwankenden Arbeitszeiten benötigt, die einen flexiblen Einsatz ermöglichen. Dafür eignet sich ein Arbeitsvertrag auf Abruf. Die Arbeit auf Abruf ist in § 12 Teilzeitbefristungsgesetz (TzBfG) geregelt.

Mindestarbeitszeit + Erhöhung um 25 %

Nach dem Vertragsmuster wird eine wöchentliche Mindestarbeitszeit vereinbart. Diese kann je nach Arbeitsanfall um bis zu 25 % erhöht werden. Dabei ist natürlich das Arbeitszeitgesetz zu beachten. 


Bsp.: Bei einer wöchentlichen Mindestarbeitszeit von 30 Stunden dürfen maximal noch 7,5 Stunden zusätzlich abgerufen werden. 

Vergütung:

Die Bezahlung erfolgt stets auf Basis der geleisteten Stunden, mindestens jedoch

in Höhe der vertraglich vereinbarten Mindestarbeitszeit. Es sollte daher genau

überlegt werden, wie hoch die Mindestarbeitszeit angesetzt wird. Die Vergütung

ist bis spätestens am 15. des Folgemonats fällig. 

Vergütung bei Urlaub und Krankheit:

Zur Berechnung der Entgeltfortzahlung im Krankheitsfall wird die durchschnittliche

Arbeitszeit der letzten drei Monate vor Beginn der Arbeitsunfähigkeit 

(Referenzzeitraum) zu Grunde gelegt. Hat das Arbeitsverhältnis bei Beginn der

Arbeitsunfähigkeit keine drei Monate bestanden, ist der Berechnung des

Entgeltfortzahlungsanspruchs die durchschnittliche Arbeitszeit dieses kürzeren

Zeitraums zugrunde zu legen. Zeiten von Kurzarbeit, unverschuldeter

Arbeitsversäumnis, Arbeitsausfällen und Urlaub im Referenzzeitraum bleiben

außer Betracht. 

)* unzutreffende Angaben streichen


